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»W i r  wo l le n  
we i t e re  P ro t e s t e  
l o s t ret e n«
Studierende gegen Institutsschließungen. 
Rektorat der Universität Leipzig seit Montag 
besetzt. Ein Gespräch mit Ina Lutz

Ägyptens Armee geht  
gegen Milizen vor
Al-Arisch. Die ägyptische Armee hat 
im Kampf gegen Milizen nahe der 
israelischen Grenze mehrere Dörfer 
auf der Sinai-Halbinsel gestürmt. Au-
genzeugen berichteten, daß am Freitag 
morgen viele Soldaten in gepanzer-
ten Fahrzeugen kamen und von Haus 
zu Haus nach bewaffneten Kämpfern 
suchten. Nach Angaben aus Sicher-
heitskreisen sollten islamistische 
Gruppen zerschlagen werden. Dabei 
seien auch zwei Schmugglertunnel 
zum Gazastreifen zerstört worden. Die 
Militärkampagne im Norden des Sinai 
dauert schon seit mehr als einem Jahr 
an. � (dpa/jW)

Libyen: Kämpfe um  
Flughafen beendet
Tripolis. Die heftigen Kämpfe um den 
internationalen Flughafen der liby-
schen Hauptstadt Tripolis sind vorerst 
beendet. Der Bürgermeister der Stadt 
und die rivalisierenden Milizen kün-

digten in der Nacht zu Freitag eine 
von der Stadtverwaltung vermittelte 
Waffenruhe an. Der wegen der Kämpfe 
seit Sonntag gesperrte Flughafen soll 
unter die Kontrolle »neutraler Kräfte« 
gestellt werden. Er war seit über drei 
Jahren in der Hand der Sintan-Briga-
den. Rivalisierende Islamisten hatten 
versucht, diese zu vertreiben. Die Ra-
ketenangriffe auf das Gelände wurden 
nach Angaben der Brigaden bereits 
am Donnerstag abend eingestellt.  
� (AFP/jW)

Rüstungskonzerne  
vergrätzt über Gabriel
Berlin. »Insider« der deutschen Rü-
stungsindustrie äußerten sich gegen-
über der Nachrichtenagentur Reuters 
über die von Wirtschaftsminister Sig-
mar Gabriel (SPD) geplanten strenge-
ren Bestimmungen bei Waffenexpor-
ten verärgert. Sie kritisierten, daß sich 
schätzungsweise 2 000 Exportanträge 
und Voranfragen im Wirtschaftsmini-
sterium anstauten. Ihnen drohe deswe-
gen, lukrative Verträge an die Konkur-

renz zu verlieren oder Strafzahlungen 
leisten zu müssen. Das Wirtschaftsmi-
nisterium wollte sich dazu am Freitag 
nicht äußern.� (Reuters/jW)

Stuttgart: Ermittlung  
gegen Expolizeichef
Stuttgart. Fast vier Jahre nach dem ge-
walttätigen Polizeieinsatz gegen Stutt-
gart-21-Gegner ermittelt die Staatsan-
waltschaft gegen den damaligen Poli-
zeipräsidenten Siegfried Stumpf. Es 
bestehe der Verdacht der fahrlässigen 
Körperverletzung im Amt, teilte die 
Behörde am Freitag mit. Ausschlagge-
bend waren Aussagen von zwei Polizi-
sten, die sich derzeit vor dem Landge-
richt Stuttgart wegen des Wasserwer-
fereinsatzes am 30. September 2010 
verantworten müssen. Laut Staatsan-
waltschaft besteht der Vorwurf, daß 
Stumpf als Einsatzleiter seine Kräfte 
nicht davon abgehalten habe, mit den 
Wasserwerfern auch auf Köpfe von 
Demonstranten zu zielen – eine Person 
verlor dabei fast vollständig ihr Augen-
licht.� (dpa/jW)

Nachrichten

Am Montag haben  zehn 
Studierende der Thea-
terwissenschaft das 

Rektorat der Universität Leip-
zig besetzt. Warum?

Die Besetzung steht in einer ganzen 
Reihe von Aktionen. Seit Januar 
protestieren wir gegen die Schlie-
ßung des Instituts für Theaterwis-
senschaft, aber 
auch gegen alle 
Kürzungen an 
der Universität 
Leipzig und im 
gesamten Land 
Sachsen. Anfang 
des Jahres hat-
te die Rektorin 
Beate Schüc-
king im Akade-
mischen Senat ihre Pläne für Stel-
lenstreichungen  in den Bereichen 
Archäologie, physikalische Chemie 
und Theaterwissenschaft verkündet. 
De facto würde das die Schließung 
der Institute bedeuten. Leider hat 
unser Protest bisher keine Wirkung 
gezeigt. Darum haben wir uns ent-
schlossen, den Druck zu erhöhen 
und das Rektorat zu besetzen. 

Wäre die Staatskanzlei in Dres-
den nicht der geeignetere Ort 
für eine Besetzung gewesen?

Auf jeden Fall. Dorthin soll der Pro-
test letztlich auch getragen werden. 
Die Verantwortung für die Strei-
chungen  liegt ganz klar bei der 
Landesregierung. Die Hochschulen 
sind aufgefordert, bei ihren Haus-
halten zu sparen. Das bedeutet kon-
kret, daß Stellen gestrichen werden: 
72 sind an der Universität Leipzig 
bereits weggefallen, insgesamt wer-
den bis 2020 in ganz Sachsen 1 042 
Stellenkürzungen vorgenommen. 
Wir wollen mit unserer Aktion wei-
tere Proteste lostreten.  

Wir sehen aber auch Frau Schüc-
king in der Pflicht. Sie ist für die 
geplante Umstrukturierung der Uni-
versität verantwortlich. Außerdem 
ist sie es, die weder mit den Betrof-
fenen gesprochen noch sich mit der 
Kritik auseinandergesetzt hat. 

Und warum tragen Sie bunte 
Stoffmasken? 

Die Masken tragen wir zum einen, 
weil es eine Besetzung ist. Zum 
anderen wollen wir als eine kleine 
für eine große Masse stehen. Der 
Protest der Theaterwissenschaft 
war immer auch performativ. So 
haben wir schon verschiedene Ak-
tionen zum Beispiel im Schauspiel-
haus Leipzig gestaltet. Wir wollen 
eine eigene Protestform finden, die 
einen anderen Weg geht.

Eine Forderung der Besetzer 
lautet, an Geisteswissenschaf-
ten seien andere Maßstäbe 
anzulegen als an Naturwissen-
schaften. Was bedeutet das? 

Das ist ein Punkt, den wir noch 

einmal überarbeiten müssen. Wir 
wurden dafür schon oft kritisiert. 
Worauf wir hinweisen wollen, ist, 
daß Geisteswissenschaften sehr 
stark nach quantitativen Maßstä-
ben bewertet werden. Wir wollen 
hingegen, daß jedes Institut einzeln 
und nicht in Konkurrenz zu ande-
ren betrachtet wird. Wir sind gegen 

eine Spaltung 
zwischen Gei-
stes- und Natur-
wissenschaften. 
Mit der physika-
lischen Chemie 
und der Minera-
logie sind auch 
zwei naturwis-
senschaftlichen 
Institute von den 

Streichungen betroffen. Es wäre 
fatal, wenn wir nicht gemeinsam 
gegen die Kürzungen protestieren 
würden. Letztendlich geht es dar-
um, daß die ganze Universität sich 
gegen die Kürzungen ausspricht. 
Darüber hinaus geht es aber auch 
um eine allgemeine Kritik an der 
Leistungsgesellschaft, wo Bildung 
und Wissenschaft keinen Raum und 
keine Zeit mehr bekommen, wo al-
les nur noch auf den Arbeitsmarkt 
gemünzt ist. 

Wie lange soll die Besetzung 
noch dauern? In der nächste 
Woche beginnen die Semester-
ferien, dann wird die Universi-
tät leer sein. 

Wir wollen erst einmal unbegrenzt 
bleiben. Rektorin Schücking hat 
bisher nicht mit uns über unsere 
Forderungen gesprochen. Solange 
das nicht passiert ist, werden wir 
bleiben beziehungsweise den Pro-
test verschärfen. Auf keinen Fall 
werden wir einfach wieder gehen, 
denn wir wollen, daß unsere Forde-
rungen erfüllt werden. Der jetzige 
Zustand ist sehr produktiv, weil wir 
mit anderen Studierenden und po-
litischen Gruppen in Kontakt kom-
men. Es haben sich auch viele mit 
uns solidarisch gezeigt.

Ab nächste Woche wird zwar die 
Universität leer sein, doch das Pro-
blem der geplanten Streichungen ist 
immer noch vorhanden. Gerade in 
dieser Zeit müssen wir dranbleiben. 
Außerdem finden Ende August in 
Sachsen Landtagswahlen statt. Bis 
dahin müssen wir unseren Protest 
zuspitzen, weil die CDU-FDP-Re-
gierung maßgeblich für die Strei-
chungen verantwortlich ist.

Was passiert, wenn die Rekto-
rin räumen läßt?

Was dann passiert, müssen wir ab-
warten. Aber wir werden auch da-
mit umgehen. Letztlich wäre es ein 
Fehler von ihr, weil sie auch weiß, 
daß sie damit eine neue Protestwel-
le lostreten könnte. 
� Interview: Roland Zschächner

Flüchtlinge wehren sich. Am Donnerstag abend haben etwa 40 Aktivisten am Brandenburger Tor in Berlin einen 
Hungerstreik begonnen. Wie sie auf ihrer Internetseite mitteilten, hatten sie sich dazu entschlossen, diesen Schritt zu gehen, »um 
endlich mit verantwortlichen Politikern zu sprechen«. Sie fordern unter anderem eine Arbeitserlaubnis und einen sicheren Auf-
enthaltsstatus. Am Freitag nachmittag hat die Polizei den Pariser Platz geräumt und die Protestierenden vertrieben – dort soll am 
Wochenende ein Volksfest stattfinden. � (jW)

Auch Merkel für Drohnen
Abgeordnete der Linksfraktion fordern Stopp der Rüstungsausfuhren in Nahen Osten

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat sich hinter die Drohnen-Plä-
ne von Verteidigungsministe-

rin Ursula von der Leyen gestellt. Die 
CDU-Chefin sicherte von der Leyen 
(ebenfalls CDU) am Freitag ihre »vol-
le Unterstützung« für die Umsetzung 
des Vorhabens zu, bewaffnungsfähige 
Drohnen anzumieten.

Außerdem hat Merkel Differenzen 
innerhalb der Regierung über die Rü-
stungspolitik angedeutet. »Wie jetzt 
jeweils die Rüstungsexportrichtlinien 
ausgelegt werden im spezifischen Falle, 
darüber diskutieren wir im Bundessi-
cherheitsrat«, sagte Merkel am Freitag 
in Berlin. Bundeswirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel hat eine Beschränkung 
der Kleinwaffen- und Panzer-Exporte 
in Länder außerhalb der EU und der 
NATO angekündigt. Trotzdem hat der 
Bundessicherheitsrat erst am Mittwoch 

Rüstungsexporte nach Israel, Kolumbi-
en und Ägypten genehmigt. Nach Israel 
geht ein deutsches U-Boot. Die Bundes-
regierung steht wegen der Exporte in der 
Kritik, da Experten davon ausgehen, daß 
Israel seine Boote mit Marschflugkör-
pern mit Atomsprengköpfen ausrüstet.

Auch angesichts der jüngsten Bo-
denoffensive im Gazastreifen unter-
strich Merkel ihr Verständnis für Israel. 
Deutschland stehe in dieser Frage an 
der Seite Israels. Zugleich strebe sie 
eine diplomatische Lösung an.

»Der Einmarsch von israelischen 
Bodentruppen in den Gazastreifen ver-
schärft dramatisch die gesamte Kon-
fliktsituation im Nahen Osten«, erklärte 
dagegen Wolfgang Gehrcke, stellvertre-
tender Vorsitzender der Fraktion Die 
Linke. Deshalb wandten sich Abgeord-
nete der Fraktion in einem offenen Brief 
an Gabriel. In Anbebracht der eskalie-

renden Situation »finden wir die jüng-
sten Genehmigungen deutscher Waffen-
lieferungen in den Nahen Osten durch 
den Bundessicherheitsrat unverantwort-
lich«, erklärten die Abgeordneten. Un-
ter den Unterzeichnern sind zahlreiche 
Außenpolitiker der Linksfraktion sowie 
Sahra Wagenknecht, erste Stellvertre-
tende Vorsitzende der Fraktion. »Ange-
sichts der Eskalation im Nahen Osten 
fordern wir Sie, unabhängig von unserer 
Position, daß Rüstungsexporte generell 
verboten werden müssen, dazu auf, be-
stehende Genehmigungen für die Aus-
fuhr von Rüstungsgütern in den Nahen 
Osten zu widerrufen und keine neuen 
Genehmigungen für Rüstungsexporte – 
auch nicht nach Israel – zu erteilen. Das 
wäre ein klares Zeichen für friedliche 
und gerechte Lösungen der Konflikte 
im Nahen Osten«, heißt es abschlie-
ßend. � (dpa/Reuters/jW)

Ina Lutz ist Sprecherin der Besetzer 
des Rektorats der Universität Leipzig
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